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Wird die Universität ökonomisiert?

Widerstand gegen 
die Ökonomisierung der Bildung 

durch die Bologna-<Reform>

Die Basler Universitätsleitung treibt zurzeit mit der so genannten <Bologa-Reform> 
die tief greifendste Umgestaltung der Studiengänge seit Jahrzehnten voran. 

Die <Aktionsgruppe Bologna> betrachtet diese als keine Reform im eigentlichen 
Sinne, sondern als eine Ger/cn reform, die auf die schleichende Privatisierung der 

Hochschulen abzielt. Immer mehr werden die Universitätsstrukturen von 
Rentabilitätskriterien bestimmt; Studierende, Assistierende und Dozierende haben

das Nachsehen.

Das Bologna-Fieber greift um sich
Die Universität Basel ist zurzeit 
in einem grundlegenden Wandel 
begriffen; auch sie fällt dem <Bo- 
logna>-Fieber zum Opfer - wie 
alle Hochschulen europaweit. Die 
Studiengänge sollen nach angel­
sächsischem <Vorbild> in einen 
eher praxisnahen Bachelor und 
einen vornehmlich forschungs- 
und theorieorientierten Master 
umstrukturiert werden. Was die 
<Bologna>-Reform mit sich bringt 
und in welchem sozialgeschicht­
lichen Kontext sie steht, ist hin­
gegen noch immer umstritten, 
davon erzählen die Basler Me­
dien geradezu Bände. Propagie­
ren <Bologna>-BefürworterInnen 
die gegenwärtigen Umstruktu­
rierungen als Möglichkeit, Mobi­
lität, Transparenz sowie Kon­
kurrenzfähigkeit zu verbessern, 
bemängeln Kritikerinnen die 
schleichende Ökonomisierung 
der Bildung, die <Privatisierung>

der Entscheide, der Kosten sowie 
der Verantwortung und die Über­
nahme privatwirtschaftlicher 
Organisationsmodelle.

Das Immunsystem schaltet 
sich ein ...
Als kritische Gruppierung tat 
sich insbesondere die <Aktions- 
gruppe Bologna> hervor. Ihre 
Geburtsstunde war wohl die Me­
dienorientierung vom 9. April 
2002, in welcher die Universi­
tätsleitung ihre Absicht, in äus- 
serst eng gestecktem Zeitrahmen 
auf das <Bologna-Modell> um­
zusteigen, publik machte. Offen­
sichtlich basierte dieses Vorhaben 
nicht auf demokratischen Ent­
scheidungsfindungen, denn die 
zahlreichen Hilferufe, die als 
Reaktion auf die besagte Medien­
orientierung an die Öffentlichkeit 
gelangten, lassen vermuten, dass 
viele Universitätsangehörige bis 
dahin noch gar nichts von ihrem
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<Glück> gewusst hatten, geschwei­
ge denn es als solches <erkennen> 
konnten. In Universitätsgremien 
Eingebundene genossen zwar 
Einblick in die Pläne der Univer­
sitätsleitung, doch brach ihr Wi­
derstand allmählich an finan­
ziellen Drohungstaktiken.

Angesichts der Ausgrenzung 
aus dem Meinungsbildungs- und 
Entscheidungsfmdungsprozess 
fanden sich schliesslich einige 
Studierende und Assistierende zu 
Diskussionsrunden zusammen, 
um sich eingehender mit <Bolog- 
na> auseinander zu setzen und 
sich in deren gesamtgesellschaft­
liche Zusammenhänge zu vertie­
fen. Aus dieser Diskussionsrunde 
entwickelte sich nach und nach 
eine Aktionsgruppe, die mit 
ihrem universitätspolitischen 
Engagement eine Diskussions­
plattform eröffnete und den 
Diskurs um <Bologna> sichtlich 
mitbestimmte.1

... denn Abwehr tut Not ...
Anfang Juni lancierte die Ak­
tionsgruppe Bologna eine Peti­
tion an den Grossen Rat des 
Kantons Basel-Stadt, worin sie 
den sofortigen Ausstieg aus 
dem Bologna-Prozess fordert.
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Denn <Bologna> findet nicht im luftleeren Raum 
statt, sondern muss vor dem Hintergrund der der­
zeitigen Liberalisierungs- und Privatisierungswelle 
gesehen werden.

Die Privatisierungen im Bildungssektor berei­
teten sich über Jahrzehnte vor. Entwickelte sich 
in der Nachkriegszeit das Grundmotiv, allen Bür­
gerinnen unabhängig von Herkunftskriterien eine 
gute Bildung zu ermöglichen, wurden seit dem Ein­
bruch des Wirtschaftswachstums in den 1970er- 
Jahren rückwärts gewandte Gegenreformen in die 
Wege geleitet, welche die sozialpolitischen Errun­
genschaften sukzessive rückgängig machten. Denn 
die kontinuierlichen Steuersenkungen für die 
obersten Einkommensschichten, die einer Profit­
minderung von Grossunternehmen gegensteuern 
sollten, blieben nicht ohne Folgen für das Staats­
budget und somit für die Strukturen sowie die 
inhaltliche Ausrichtung öffentlicher Dienste. Die 
unternehmensfreundliche Steuerpolitik öffnet die 
staatlichen Einrichtungen immer mehr für 
Sponsoring Dritter und damit für die Interessen 
und Forderungen der Industrie.2

Die Bologna-Reform kommt den Bedürfnissen 
der Industrie in vieler Hinsicht entgegen - doch 
kritischer Auseinandersetzung mit dem Stoff und 
der Wahlfreiheit ist sie kaum zuträglich. Das Kre­
ditpunktesystem verschult die Studiengänge und 
schränkt die freie Studiumsgestaltung der Studie­
renden ein, denn es begünstigt die Anpassung der 
Lehrinhalte an die kurzfristigen Bedürfnisse der 
Privatwirtschaft und die marktgerechte Produktion 
von Humankapital. Wofür die Studierenden wie viel 
Zeit aufwenden, hängt mehr und mehr von den 
Ansprüchen der Wirtschaft ab, eigene Interessen 
müssen zurückgestellt werden. Die anvisierte Stan­
dardisierung und Zerstückelung der Lehrinhalte 
und Studiengänge erleichtert zudem massgeblich 
deren Evaluation sowie Subventionierung durch 
Grossinvestoren nach Rentabilitätskriterien; For- 
schungs- und Lehrfreiheit können daher bald der 
Vergangenheit angehören.

Die geplante Zweiteilung des Studiums in einen 
praxisorientierten Bachelor und einen tiefer gehen­
de Bildung vermittelnden Master dient wiederum
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als Mittel zur <Effizienz>- und Rentabilitätssteige­
rung. Die Definition des Bachelors als Zwischen­
abschluss ermöglicht nämlich Zulassungsbeschrän­
kungen zum Master - seis durch Numerus Clausus, 
Stipendienstopp oder -reduktion, Erhebung zu­
sätzlicher Gebühren und/oder anderes - und damit 
eine Produktion von qualifizierten Arbeitskräften 
in kürzerer Zeit und mit einem Minimum an auf­
zuwendenden Mitteln. Ein grosser Teil der Stu­
dierenden beendet das Studium mit dem Bachelor- 
Abschluss, eine schmale Elite fährt damit fort.

Weitere Selektionsfaktoren wie Straffung der 
Studienzeit3, Vergabe von Darlehen anstelle von 
Stipendien, Erhöhung der Studiengebühren4 und 
anderes mehr sind eine Frage der Zeit: Das neolibe­
rale Denken betrachtet die Erhebung von Studie­
rendengeldern als geeignetes Steuerungsmittel für 
das Bildungsverhalten, da diese zu einem Kosten-/ 
Renditekalkül animieren. Ausserdem ist das Bolog­
na-Modell mit beträchtlichen Mehrkosten verbun-
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den, da das Kreditpunktesystem und die Verschu­
lung des Studiums zu einer Verstärkung der admi­
nistrativen Belastung führen. Diese sollen durch 
immer mehr Einsparungen im Bildungsbereich 
wettgemacht werden: Sukzessive Gebührenerhö­
hungen, Streichungen struktureller Professuren in 
unrentablen Bereichen, Verweigerung des Teue­
rungsausgleichs und andere finanzpolitische Ein­
griffe werden, sind sie nicht schon zur harten Rea­
lität geworden, nicht lange auf sich warten lassen.

Die Petition der <Aktionsgruppe Bologna)
«Daher fordern wir den Ausstieg aus dem Bologna- 
Prozess und verlangen stattdessen eine grund­
legende Reform, die von allen Bürgerinnen in 
einem demokratischen Prozess gestaltet wird und 
dem grundsätzlichen Recht auf Bildung für alle 
Rechnung trägt» - so die Petentlnnen der Aktions­
gruppe in ihrer am n. Dezember 2002 eingereich­
ten, 2 034 Unterschriften starken Petition. Der 
Grosse Rat reagierte auf die Petition bis anhin mit 
einem Hearing, einer Anhörung von je zwei Ver­
treterinnen der Aktionsgruppe Bologna und der 
Universitätsleitung, und wird nach seinem Er­
messen politische Massnahmen in die Wege leiten. 
Die Durchführung eines weiteren Hearings wurde 
in Erwägung gezogen.

Die Universitätsleitung hingegen scheint die 
Anliegen der über 2 000 Petitionsunterzeichnerin­
nen weiterhin nicht ernst zu nehmen5 und stellt 
den Bologna-Prozess als alternativlose Notwen­
digkeit der Moderne dar, aus dem es kein Zurück 
mehr gebe. Ungeachtet des wachsenden Vorbe­
haltes vieler, versucht sie ihr vorschwebende Ziele 
wie verbesserte Transparenz für Studierende und 
internationale Anerkennung der Abschlüsse vor­
eilig und allein mittels Umstrukturierungen zu rea­
lisieren, wenngleich diese anderweitig erreicht 
werden könnten - ohne die Nachteile des neuen 
Systems.

Die ersten Krankheitssymptome zeigen sich
Zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Beitrags (Ok­
tober 2003) sind an der Universität Basel bereits 
alle naturwissenschaftlichen Fächer (exkl. Pharma­

zie), die Psychologie, die Wirtschaft, die Geografie 
sowie Teilbereiche der medizinischen Fakultät nach 
dem neuen Modell organisiert; die Philosophisch- 
Historische, die Juristische und die Theologische 
Fakultät sehen eine Einführung bis zum 
Wintersemester 2004/5 vor.

Schon beginnen sich einige Befürchtungen der 
Aktionsgruppe Bologna zu bewahrheiten. So ist 
einem Bericht aus der Wirtschaftswissenschaft­
lichen Fakultät zu entnehmen, dass <Bologna> eine 
Verschulung der Studiengänge mit sich bringt und 
dass immer mehr «die Tendenz zu beobachten» ist, 
«das Studium strategisch zu konfigurieren und Ver­
anstaltungen weniger nach Bedeutung oder inhalt­
lichem Interesse als nach dem Aufwand-Ærtrags- 
Verhältnis auszuwählen». Einer «engagierten und 
kritischen Auseinandersetzung mit einem Fach­
gebiet» sind die gegenwärtigen Entwicklungen im 
universitätspolitischen Bereich «nicht unbedingt 
förderlich». Schliesslich verführt das «sequenzielle 
Ablegen von Prüfungen zu einem additiven Ver­
ständnis von Lernen, so dass die individuelle Inte­
gration der Inhalte weniger gefordert und ge­
fördert wird».6 Stimmen aus der Psychologischen 
Fakultät bemängeln, dass die «Belastung des 
Mittelbaus», das heisst der Assistierenden, durch 
«Korrekturen und Prüfungen» angestiegen ist.7 Ein 
Professor des Geographischen Instituts wiederum 
kritisiert den Verlust an «interessanten Nebenfach­
kombinationen aus dem Phil-I- und dem Phil-II- 
Bereich».8 Neuste Sparkonzepte bringen kleine, 
unrentable Fächer in Gefahr. Auch verschärft sich 
die Selektion nach Herkunftskriterien zusehends:
In einem weiteren undemokratischen Schritt ent­
schied sich die Universitätsleitung am 19. Juni 2003 
für eine Erhöhung der Studiengebühren um 17 Pro­
zent auf rund 700 Franken.

Die Aktionsgruppe Bologna setzt sich weiterhin 
gegen die laufenden Umstrukturierungen ein. Sie 
verschliesst die Augen nicht vor der grundsätz­
lichen Notwendigkeit einer Reform - doch soll die 
Reform in einem demokratischen Prozess gestaltet 
werden und dem grundsätzlichen Recht auf Bil­
dung für alle sowie dem Eigenwert der Bildung 
Rechnung tragen.
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